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Widerspruch vom 16. Juni 2023 gegen die Entscheidung der Kassenärztlichen 
Vereinigung Sachsen-Anhalt bezüglich des Ausschlusses von Herrn Ossip Groth aus 
dem Bereitschaftsdienst 


Sehr geehrte Frau Parreidt, 
sehr geehrter Herr Groth, 


der Vorstand der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt hat in seiner Sitzung am 
31. Juli 2023 an der teilgenommen haben: 


Herr Dr.med. Böhme Vorsitzender des Vorstandes 
Herr Tronnier geschäftsführender Vorstand 


den folgenden Beschluss gefasst: 
1. Der Widerspruch wird zurückgewiesen. 


2. Für den zurückgewiesenen Widerspruch wird gemäß 8 5 Absatz 3 Satz 2 und 3 der 
Satzung der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt eine Gebühr in Höhe von 
100,00 Euro erhoben. 


Diese Gebühr in Höhe von 100,00 Euro wird ab Bekanntgabe des 
Widerspruchbescheides fällig und ist auf das nachfolgende Konto innerhalb einer 14- 
tägigen Frist zu überweisen: 


Kontoinhaber: Kassenärztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt 
Bank: Deutsche Apotheker- und Ärztebank 

IBAN: DE 41 3006 0601 1203 1050 67 

BIC: DAAE DEDD XXX 


Begründung: 


I. 
Herr Ossip Groth im folgendem Widerspruchsführer genannt nimmt in Sachsen-Anhalt als 
ärztliche Vertretung am Bereitschaftsdienst teil. Er hat keinen eigenen vertragsärztlichen 
Status und wird häufig für bestimmte vertragsärztliche Leistungserbringer und über 
Vertretungsagenturen tätig. 


Am 22.05.2021 (Samstag) war der Widerspruchsführer von 7:00 bis 0:00 Uhr im 
organisatorischen Teilbereich Bernburg im Bereitschaftsdienstbereich Salzlandkreis 
stellvertretend für den am MVZ angestellten Arzt Herrn Dr. med. T. L. aus B. tätig. Während 
des Dienstes wurde der Widerspruchsführer ca. 15:00 Uhr über einen Patienten (Herr A. B. 
aus B.) informiert, der seit zwei Stunden über Unterbauchschmerzen klagte, ohne unter einer 
ihm bekannten Vorerkrankung zu leiden. Auf den ausdrücklichen Wunsch des 
Widerspruchführers hin, wurde er nicht mit dem Patienten telefonisch verbunden, sondern 
sagten einen Hausbesuch zu. Gegen 15:45 Uhr meldete der Widerspruchführer gegenüber 
der Bereitschafts-- und Terminservicezentrale (BD-TS-Zentrale) diesen Hausbesuch 
wahrgenommen zu haben. 


Ausweislich der Aufzeichnung zum Schichtbericht vom Spätdienst vom 22. Mai 2021 kam es 
bei diesem Hausbesuch zu einer Auseinandersetzung zwischen dem Widerspruchführer und 
dem Patienten. Dabei hat der Widerspruchführer den Patienten daran gehindert durch die 
Wohnungstür Zutritt zu seiner Wohnung zu erhalten. Hierbei zog sich dieser Verletzungen zu. 
Der Widerspruchführer kündigte an, Strafanzeige gegen den Patienten stellen zu wollen und 
sich diesbezüglich an die Kassenärztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt (KVSA) zu wenden. 


19:30 Uhr meldete sich der Patient erneut über die Rufnummer der BT-TS-Zentrale und teilte 
seinen Unmut über das Verhalten des Widerspruchführers mit. Nach dessen Besuch soll sich 
dieser unwohl gefühlt haben, er soll sich durch den Widerspruchführer am Arm verletzt haben, 
befinde sich deswegen nunmehr im Krankenhaus und wolle die Polizei einschalten. Der 
Widerspruchführer soll demnach auch seine Beschwerden vor Ort nicht versorgt haben. 


Ausweislich der Einlassung des Widerspruchführers zum Vorfall mittels Mail-Schreiben vom 
22. Mai 2021, 19:00 Uhr, hat dieser sich mehrfach verbal missbilligend über den Patienten in 
einer nicht hinnehmbaren Art und Weise geäußert 

(z.B. Zitat: „Kevin allein daheim; Monster oder Zombi, „bei sinnvoller und 
verantwortlicher systempflege wäre ein solcher netter patientenkontakt kevin allein 
daheim nicht erfolgt. bitte um kreative vorschläge...und der individuellen entschädi- 
gung, das monster hätte reich fast die treppe runter gekickt, „... seine Griffeln ...","... 
das Subjekt hört auf den Namen Blink ...", ...vor etwa 10 Tagen erst Moderna-Impfstoff 
geimpft haben und, ich sagte ihm daß das ein Teufelszeug sei, nun am Leben bedroht 
sind "). 

Einzelheiten zum Vortrag des Widerspruchführers werden hier zum Sachvortrag gemacht 
unter Verweis auf seine Ausführungen, um hier bloße Wiederholungen zu vermeiden. 


Zudem unterstellt der Widerspruchführer der KVSA ein _strafbewährtes 
Organisationsversagen, da diese Ihn aus seiner Sicht ohne Vorwarnung von der Leitstelle zu 
einem „Psychopathen" geschickt worden sein sollen. Auch weitere gegen die KVSA gerichtete 
Ausführungen sind der Mail-Schreiben zu entnehmen, die nicht haltbar sind. 


Ausweislich des Schreibens des Widerspruchsführers an die KVSA vom 23. Mai 2021 hat 
dieser sich hinsichtlich dem Patienten -wie vor- wiederholt äußerst abwertend geäußert sowie 
auch bzgl. der KVSA. (Zitate: „... Zombiepatient...", „... Psychopathen ...", „... erkenne ich 


auch bzgl. der KVSA. (Zitate: „... Zombiepatient...”, „... Psychopathen ...", „... erkenne ich 
ein willentliches systematisches organisationsschuldhaftes Fehlversagen Ihrerseits...", 
„... ein klappriger alter Arzt und ein dünnes Hemd von tragschwacher Fahrerin ohne 
jegliche Nahkampfqualität ...", „.... hält sich dort die Hunde vom Leib ern MEIN 
persönliches Stück Scheiße .....", .. der Wahnsinnige", „... Strafanzeige gegen das Stück 
Scheiße .... ", u.a.). 

Zudem verlangte der Widerspruchsführer von der KVSA eine erhebliche und vor allem 
rechtsgrundlose (dem Grunde und der Höhe nach unberechtigt) Entschädigungsleistung. Der 
Inhalt Ihres Schreibens wird hier vollinhaltich zum Sachvortrag gemacht, um hier 
Wiederholungen zu vermeiden. 


Das regelmäßige unangemessene Auftreten des Widerspruchführers sowie seine ständigen 
verbalen Angriffe gegenüber Patienten und Mitarbeitern der KVSA sind nicht mehr zumutbar. 


Zudem ist der Widerspruchsführer auch bereits in der Vergangenheit auffällig geworden, hier 
insbesondere unter Verweis auf ein Strafermittlungsverfahren wegen einem Vorfall aus dem 
Jahr 2019. Demnach kam es zu einer Nichtbefolgung einer Anweisung an diesen als 
diensthabenden Arzt und damit zu Unstimmigkeiten über eine Notarztkonsultation am 13. 
September 2019 (Patientin Frau E. N. aus O.). Auch dieser Sachverhalt wird vollumfänglich 
zum Sachvortrag gemacht. Nach erneuter Auseinandersetzung, lässt sich entgegen der im 
Widerspruch vorgebrachten Äußerung sehr wohl eine Gefahr für die Patientin aus dem 
Verhalten des Widerspruchsführers herleiten. 


Vorfälle dieser Art sind auch für die Zukunft zu befürchten (Wiederholungsgefahr). 

So zeigt folgender Vorfall seit Erlass des Bescheids, dass nicht von einer einmaligen 
Verfehlung des Widerspruchsführers ausgegangen werden kann. 

Im Bereich Gräfenhainichen wurde dieser am 20. März 2022 um 10.33 Uhr von der Leitstelle 
über eine 90jährige Dame im Heim mit unklaren Unterbauchschmerzen informiert. Diese 
Information wurde auch an den Fahrdienst weitergeleitet, da der Widerspruchsführer anwies, 
dass er hinfahren wird. Um 16.50 Uhr erhielt die Leitstelle einen erneuten Anruf im genannten 
Fall mit der Nachfrage, wann der Widerspruchsführer denn im Heim eintreffen würde. Die 
Leitstelle meldete sich daraufhin unverzüglich beim Widerspruchsführer und bekam von 
diesem folgende Antwort: „Er habe es an den Rettungsdienst verwiesen und es sollte durch 
uns der Rettungswagen hingeschickt werden, was bei uns los sei, ob keiner zu hört und warum 
das nicht klappt, ob es wieder so losgeht wie vor 3 Jahren, da gab es einen ähnlichen Vorfall" 
Der/ die Mitarbeiter/in der Leitstelle hörte sich den Vortrag des Widerspruchsführers eine Weile 
an und bat ihn daraufhin noch einmal eindringlich sich der Dame aus dem Heim anzunehmen. 
Daraufhin verlangte der Widerspruchsführer, dass der/die Mitarbeiter/in den Rettungsdienst 
informiert, obwohl er weder mit dem Heim gesprochen, noch die Patientin persönlich getroffen 
und behandelt hat. Er kam nochmals auf die Situation von vor 3 Jahren zusprechen, bei dieser 
verhielt sich der Widerspruchsführer laut Mitarbeiter/in der Leitstelle ähnlich und unterstellte 
dem dortigen Personal Inkompetenz. Er drohte zudem damit die Telefongespräche 
aufzuzeichnen. Dieses Handeln würde die Vertraulichkeit des Wortes verletzen und eine 
Straftat im Sinne des $ 201 Abs. 1 Nr.1 StGB darstellen. 


II. 

Gemäß $ 8 Abs. 2 S. 1 Gemeinsame Bereitschaftsdienstordnung der Ärztekammer Sachsen- 
Anhalt und der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt (BDO) muss der zum 
Bereitschaftsdienst verpflichtete Arzt, wenn er durch Krankheit oder sonstige wichtige Gründe 
verhindert ist, von sich aus für eine ausreichende Vertretung sorgen. Hat sich ein Vertreter als 
ungeeignet für die Teilnahme am Bereitschaftsdienst erwiesen oder besteht, wie im 
vorliegenden Fall, der dringende Verdacht der Ungeeignetheit, darf dieser Vertreter von 
dienstverpflichteten Vertragsärzten, MVZ oder privatärztlich tätigen Ärzten nicht mehr mit 
Vertretungen betraut und eingesetzt werden. 


Zunächst ist festzuhalten, dass der Widerspruchsführer als Nichtvertragsarzt keinen Anspruch 
auf die Teilnahme am Bereitschaftsdienst, sondern nur auf eine ermessensfehlerfreie 
Entscheidung hat (SG Marburg, Urteil vom 05. Juli 2006-S 12 KA 712/05). Die Ungeeignetheit 
zur Teilnahme am Ärztlichen Bereitschaftsdienst kann sich zudem auch aus der persönlichen 
Ungeeignetheit der Vertretung ergeben. Dies ist immer dann der Fall, wenn so gravierende 
zwischenmenschliche Probleme auftreten, dass eine ordnungsgemäße Durchführung des 
Bereitschaftsdienstes nicht mehr möglich ist (SG Marburg, Urteil vom 05. Juli 2006-5 12 KA 
712/05). 


Wie bereits ausführlich dargelegt, ergibt sich aus vielen voneinander getrennt zu beurteilen 
Vorkommnissen der dringende Verdacht, dass der Widerspruchsführer persönlich nicht die 
Gewähr für eine ordnungsgemäße und qualifizierte Durchführung des Bereitschaftsdienstes 
bietet. Viel mehr weist der Widerspruchsführer charakterliche Unzulänglichkeiten (Venter, 
Handbuch des Kassenarztrechts, Band Il) auf, welche den Verdacht der Ungeeignetheit in 
Anlehnung an $ 21 Ärzte-ZV bestärken. Sein Verhalten aus naher Vergangenheit (20. März 
2022, Gräfenhainichen) hat insbesondere nochmals bewiesen, dass sich aus seinem 
Verhalten eine Gefahr für Leib, Gesundheit und Leben der Patienten herleiten lässt. 


Es sei zudem darauf hingewiesen, dass es sich bei dieser Feststellung nicht um eine, sowie 
es der Widerspruchsführer gerne in seinen despektierlichen Schreiben zum Ausdruck bringt, 
subjektive Einstellung der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt und der 
Ärztekammer Sachsen-Anhalt handelt, sondern vielmehr auch vom Personal, welches mit der 
Pflege von Menschen betraut ist, wahrgenommen wird. So wurde im Fall der Leichenschau 
von Frau H. B. am 30. November 2019 aufgrund des äußeren Erscheinungsbildes und 
Verhalten des Widerspruchführers seitens der Kriminalpolizei recherchiert, ob es sich bei 
diesem wirklich um einen Arzt handelt. Im Nachgang hierzu wurde bei der Kassenärztlichen 
Vereinigung Sachsen-Anhalt zudem eine Beschwerde der Tochter der Verstorbenen, weiche 
selbst als Allgemeinmedizinerin tätig ist, eingereicht. Diese hatte ebenfalls zum Ziel die 
Approbation des Widerspruchführers zu überprüfen. 


All diese Umstände haben dazu geführt, dass das Vertrauen in den reibungslosen Ablauf des 
Bereitschaftsdienstes während der Dienstschichten des Widerspruchführers nachhaltig und 
wesentlich gestört ist. 


Im Rahmen des Widerspruchverfahrens kann sich der Widerspruchsführer zu allen Tatsachen, 
die die Ausgangsbehörde für entscheidungsrelevant gehalten hat äußern, folglich ist die 
Anhörung gem. 8 45 I Nr. 3, II VwVfG nachgeholt und der Verfahrensfehler geheilt. 


Zudem wurde bereits beim Erlass des Bescheides vom 26. Juli 2021 das Vorliegen einer 
Notwehrsituation überprüft. Aus dem Einsatzbericht des Widerspruchsführers mit dem Titel 
„zombi im dienst heute in bernburg“ lässt sich folgender „Tathergang“ entnehmen: 

Der Widerspruchsführer ist im Rahmen der Ableistung des Bereitschaftsdienstes am 22. Mai 
2021 nach Bernburg zum Patienten A. B. gefahren. Als er vom Widerspruchsführer abgetastet 
wurde zeigte er eine heftige Schmerzreaktion. Er sprang daraufhin aus dem Bett, um die 
Polizei zu rufen. Danach hat der Widerspruchsführer den Patienten aus seiner Wohnung 
ausgesperrt. Der Patient befand sich vor der Wohnungstür, die der Widerspruchsführer 
zeitweisen „unter Kontrolle“ hatte. Während dessen schrie der Widerspruchsführer „wie am 
Spieß“ und die Nachbarn „ermöglichten“ dann sein Entkommen. Laut Aussage des 
Widerspruchführers hat der Patient seine „Griffel“ durch den Türspalt geschoben und der 
Widerspruchführer hat versucht ihm das Handy zu entwenden, was hierbei dann zu Bruch 
gegangen ist. 


Für die Annahme einer Notwehrhandlung muss sich vorliegend der Widerspruchsführer in 
einer Notwehrlage befunden, diese erkannt und zudem in der Absicht gehandelt haben, den 
Angriff abzuwehren (Stemler, Die Notwehr, ZJS 2010). Wie sich aus $ 32 Abs. 2 StGB ergibt, 
ist hierfür zunächst ein gegenwärtiger, rechtswidriger Angriff erforderlich. 


Ein solcher lässt sich schwerlich aus dem Versuch des Patienten Herrn B. in seine Wohnung 
zurückzukehren herleiten. Es widerspräche jeder praktischen Lebenserfahrung, davon 
auszugehen, dass der Patient Herr B. mit seinem Handy als „sekundäre Waffe“ den 
Widerspruchführer tätlich und rechtswidrig angreifen wollte. Vielmehr ist davon auszugehen, 
dass sich Herr B. Zutritt zu seiner Wohnung verschaffen wollte und mit dem Handy versucht 
hat das Zufallen der Wohnungstür zu verhindern. 


Folglich befand sich der Widerspruchsführer in keiner objektiv und für einen besonnenen 
Dritten erkenntlichen Notwehrlage. Somit scheidet Notwehr als Rechtfertigungsgrund für das 
Handeln des Widerspruchführers aus. 


Abschließend ist somit nochmals festzuhalten, dass der dringende Verdacht besteht, dass der 
Widerspruchsführer für die Ableistung des Bereitschaftsdienstes in Vertretung im gesamten 
KV-Bereich ungeeignet ist. 


Rechtsbehelfsbelehrung 


Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim 
Sozialgericht Magdeburg, Breiter Weg 203 — 206, 39104 Magdeburg, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Zuständigkeit 
des Sozialgerichtes ergibt sich aus 88 51, 12 Abs. 3 SGG. Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Zur Bezeichnung der 
Beklagten genügt die Angabe der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt, die diesen 
Bescheid erlassen hat. 


Ur 328 
en Grüßen FA E . g ‚ 23 
note 


Dr. mad. J. Böhme 
Vorsitzender des Vorstandes 


